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Was passiert, wenn die Migrationsschranken für 10 
neue EU-Mitgliedsstaaten schon 2009 endgültig 
fallen? Erste Schätzungen  
 
 
Mit der andauernden Debatte in Österreich um Fachkräfte aus Osteuropa für den 
österreichischen Arbeitsmarkt ist die Frage der Migrationspolitik erneut in das Zentrum der 
öffentlichen Debatte gerückt. Da eine Verlängerung der Übergangsfristen für die neuen MS 
im Migrationsbereich von 2009 bis 2011 wegen der internen Kräfteverhältnisse in der 
erweiterten Union im Rat immer weniger wahrscheinlich wird, muss angenommen werden, 
dass am 1.5.2009 die Übergangsfristen endgültig fallen und der österreichische Arbeitsmarkt 
von diesem Datum an völlig offen sein wird. Womit die derzeit laufende Debatte über die 
„Fachkräfte“ auch von der längerfristigen Perspektive gesehen werden muss, da Österreich  
wahrscheinlich nur mehr ein Zeitraum von weniger als einem Jahr verbleibt, um sich auf das 
endgültige Ende der gegen Osteuropa geschützten Arbeitsmärkte einzustellen. 
 
Vieles von der Spannung, die in der aktuellen Debatte in Ö zum Ausdruck kommt, und erst 
recht bei der Realisierung der Tatsache, dass wahrscheinlich bereits am 30. 04. 2009 die 
Übergangsfristen auslaufen werden, kann emotionsloser betrachtet werden, wenn man/frau 
einerseits die Ereignisse der per 1. 5. 2004 ja erfolgten Öffnung der Arbeitsmärkte für die 
neuen, am 1. 5. 2004 beigetretenen Mitgliedsstaaten in Irland, Schweden, und dem 
Vereinigten Königreich analysiert, andererseits die jüngsten Daten der „Dublin 
Foundation“ (EFILWC) über das Migrationspotential in Europa vorurteilslos mit den 
früheren Studien über die Präferenzen einzelner EU-Staaten, darunter Österreich, als 
Migrationsdestination für die Bevölkerung in den neuen Mitgliedsstaaten vergleicht. 
 
Wiewohl die hier dargelegten Zahlen nur erste, allerdings doch seriös verstandene 
Schätzungen sind, können sie doch als Anhaltspunkte für eine vorurteilslosere Debatte 
gelten. 
 
1) Die Erfahrung der Marktöffnung in Irland, Schweden und dem Vereinigten Königreich: 
hier gibt es eine unterschiedliche Erfahrung. 400.000 Polen in GB, 200.000 Polen 
in Irland mögen – insbesondere für österreichische Augen – eine Horrorzahl sein. 
Aber vor dem Hintergrund der massenhaften polnischen Migration im Lauf der 
Geschichte, die u. a. einen Netto-Aderlass an Bevölkerung von fast 4 % in alle 
Staaten der Welt in der langen Periode 1950 – 2000 bedeutete, und die bereits im 19. 
und frühen 20. Jahrhundert zu großen „Kristallisationskernen“ der polnischen 
Migration in Übersee, in Großbritannien und Frankreich führte, und vor dem 
Hintergrund des von der IOM auf über 4 Millionen Menschen geschätzten ultimativen 
polnischen Migrationsreserve am Vorabend der EU-Mitgliedschaft mögen die Zahlen 
nach der endgültigen „Öffnung“ des „Migrationsventils“ in 3 EU-Staaten aber bereits 
weniger dramatisch aussehen. Wäre Polen hingegen eine „Migrationsbombe“ – 
wie polnische KritikerInnen des Regimes der Übergangsfristen den EU-
EntscheidungsträgerINNen stets „uns“ zu denken unterstellten, sind die geringen 
Migrationsströme auf den gut ausgebauten schwedischen Arbeitsmarkt (ca. 10.000 
Menschen in 2 Jahren) einfach nicht erklärbar. Die Zahlen lauten im einzelnen: 
Irland: 200.000 Polen (Irish Times, 16. Februar 2007, UK: 600.000, vor allem aus 
Polen (400.000) (BBC, 22.08.2006). Schweden: 3.400 Polen im Jahr 2005, 6.500 
Polen im Jahr 2006 (The Local, Stockholm, 20. 12. 2006).  
 
Die Zahlen der Dublin Foundation belegen – nach unserer Sicht – eine weit komplexere 
Dynamik, als die These von der „Migrationsbombe Osteuropa“ belegen würde. 
 
Als zweite Conclusio der neuen vorhandenen Materialien lässt sich nämlich sagen: 
 
2) offensichtlich mit bedingt durch die Krise der muslimischen Zuwanderung in 
Frankreich, UK, Schweden und den Niederlanden wächst der Anteil der Bevölkerung 
in diesen Staaten, die nicht mehr fix ausschließen, in den nächsten 5 Jahren in einem 
anderen EU-Staat zu leben, erheblich. Die Krise in den französischen Städten dürfte 
bewirken, dass nur mehr weit unter 60 % der Franzosen fix davon ausgehen, in den 
nächsten 5 Jahren weiter in Frankreich zu leben. Mit anderen Worten, mehr als 40 % 
der Franzosen denken zumindest daran, ihren Wohnsitz in einem anderen EU-Staat 
aufzuschlagen. Unsere unmittelbaren MOEL-Nachbarstaaten und auch Österreich 
selbst sind hingegen von großer „Sesshaftigkeit“ gekennzeichnet. Die vorhandenen 
Daten lassen zwar keine genaueren weiteren Aussagen zu, aber es ist gut denkbar, 
dass dieser Prozess wieder in zwei Elemente zerfällt: einerseits die Abwanderung 
von reichen und auch älteren Menschen „nach Marbella“, nach Cornwall, an die 
Küste Corks, in die Toskana, auf die griechischen Inseln und an andere, 
geographisch besonders als schön erachtete Landstriche, andererseits die 
Abwanderung motivierter, jugendlicher Arbeitskräfte aus alten EU-Kernstaaten in 
andere EU-Regionen, egal, dort wo die besten Chancen bestehen, insbesondere aus 
der zweiten und dritten Generation aus dem Einwanderungsmilieu, wohl in der 
Hoffnung, im Ausland nicht – wie in Frankreich, U.K. etc. - als „Maghrebien“ diffamiert 





Als dritte Conclusio gilt allerdings 
 
3) Das Migrationspotential in unsren unmittelbaren MOEL-Nachbarstaaten ist 







Als vierte Conclusio aus unseren empirischen Materialien lässt sich sagen, dass  
 
4) sich die Migrationspräferenzen in Europa rasch verändert haben, während 
insbesondere Polen stets und auch weiterhin ein Entsenderstaat von 
Arbeitskräften sein wird: 
 
 






Migrationsneigung für die 




ung in % der Bevölkerung, 
1950 -2000 
 
Zypern 9,7 3,5  
Irland 7,9 5  
Italien 6,1 1,8 -1,38 
Portugal 6,1 1,8 -18 
Luxembourg 5,8 5  
Spanien 5,5 1,9 0,24 
Malta 4,8 5  
Belgien 3,9 3,1 5 
Schweden 3,5 4,8 7,78 
Österreich 3,2 2 6,25 
Griechenland 2,9 2,7 5,45 
Deutschland 2,7 2 11,59 
UK 2,1 3,3 0,51 
Dänemark 1,8 5,8 4 
Niederlande 1,7 2,9 5 
Frankreich 1,2 4 7,97 
Tschechien 1,2 1,5 2 
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Slowenien 1,1 2,1  
Finnland 1 4,5 -4 
Ungarn 0,3 2,2 -4 
Slowakei 0,2 3,1 -2 
Bulgarien 0,1 2,8 -11,25 
Estland 0,1 6,9  
Polen -0,5 7 -3,59 
Litauen -0,6 8,6  
Lettland -0,8 6,7  
Türkei -1,4  -2,65 
Rumänien -1,9  -5,45 
 
 
Daher ist auf Grund der Aussagen früherer Studien, wie sich die Migrationsströme aus 
Osteuropa verteilen werden, folgende sehr vorsichtige Prognose für den Anteil Österreichs 
an den zu erwartenden Migrationsströmen möglich: 
 
Wieviele Menschen werden mit einem abrupten Ende der Übergangsfristen am 
1.5.2009 aus 10 neuen MS nach Österreich kommen? 
 
Verteilung der Migrationsdestinationen nach DIW Studie 19991   427.000 
Verteilung der Migrationsdestinationen nach Fassmann/Hintermann-Studie 1997 313.000 
Verteilung der Migrationsdestinationen nach Goeding-Studie 1997   172.000 
Verteilung der Migrationsdestinationen nach IOM-Studie 1999   105.000 
 
 
Freilich sollte hier deponiert werden, dass in vielerlei Hinsicht, vor allem aus methodischen 
Gründen, die IOM-Studie, die parallel zur berühmten DIW/Arbeiterkammer-Studie erschien, 
als viel verlässlicher bezüglich der künftigen Verteilung der Migrationsströme auf die 
einzelnen EU-Staaten, und damit auch Österreich, zu werten ist als die DIW/AK-Studie. Wie 
so oft in den Sozialwissenschaften, steckt der „Teufel“ im Detail. Die methodischen Vorteile 
und Schwächen der DIW/AK-Studie sind im Anhang ausführlich dokumentiert, Fazit ist – es 
handelt sich bei ihr nur um eine ökonometrische Modellrechnung, während das IOM die 
Bevölkerung in den MOEL tatsächlich repräsentativ nach ihren präferenziellen 
Destinationen der Migration befragte. 
 
Mit geschätzten 100.000 ZuwanderInnen und Zuwanderern liegt die am 1.5.2009 zu 
erwartende Migration bei „Fall der Mauern“ natürlich über Null und in einem 
Größenbereich, der weit über der innenpolitisch relevanten Wahrnehmungsschwelle liegt. 
 
Letztlich werden die politischen Eliten unseres Landes zu entscheiden haben, ob sie – circa 
400 Tage vor dem Fall der Migrationsmauern – den Mut zur Wahrheit aufbringen werden, die 
geschützten Räume unseres Arbeitsmarktes zu verlassen und Österreich an die neuen 
Realitäten, die dann über uns hereinbrechen werden, zu gewöhnen. 
 
Bis 30. 04. 2009 waren die Übergangsfristen im Migrationsbereich in Europa auf jeden Fall, 
wie das britische und irische Beispiel zeigte, sinnvoll, später wird - je nach demographischer 
Struktur der EU-Länder verschieden - die demographische Alterskrise sowie der verstärkte 
Migrationsdruck aus dem verarmenden arabischen und orientalischen Süden des 
                                            
1 Hier ist nur der Marktanteil des österreichischen Arbeitsmarktes von 11 % an der gesamten Migration aus 
Osteuropa aus der DIW-Studie übernommen; bekanntlich nimmt das DIW die Wohnbevölkerung aus Osteuropa – 
wenn es keine Übergangsfristen im Migrationsbereich gegeben hätte - für Österreich mit „nur“ 351013 Personen 
an. Grund für die nach oben divergierenden, hier angegebenen Zahlenwerte ist insbesondere die in der Dublin-
Foundation zum Ausdruck gekommene, rezente, pessimistische, eher politisch denn wirtschaftliche Einschätzung 
der Situation durch die Bevölkerung insbesondere in Polen, die verursacht, dass heute 7 % der Polen – das sind 
2.7 Millionen Menschen – fix damit rechnen, in den nächsten 5 Jahren ihr Land zu verlassen. 
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Mittelmeerraumes voll durchschlagen und in Europa keine andere Alternative lassen, als 
dann die 4 Freiheiten für die MOELs voll zur Geltung kommen zu lassen. Letztlich zeigt auch 
der Fall Schweden, dass selbst eine hohe Nachfrage nach Fachkräften und geographischer 
Nähe nicht unbedingt zu einem „Zusammenbruch“ durch „Zuwanderung“ aus den neuen MS 
führen musse. Welche Rolle das Klima spielte, warum insbesondere so wenige Polen nach 
Schweden gingen, wäre des Näheren in diesem Kontext zu untersuchen. 
 
Bezüglich des 30.04.2009 versichern uns die Demographen, dass selbst davor schon die 
Alterskrise voll einzusetzen beginnt (Tazi-Breve et al., 1999). Bis 2015 wird in Polen der 
Bevölkerungszuwachs noch 1,1 Millionen Menschen betragen, die Bevölkerung der uns 
benachbarten MOEL wird um 600.000 Menschen schrumpfen, in der alten 15-er EU 
insgesamt wird es einen Zuwachs von nur 2,2 Millionen Menschen geben, in der Türkei allein 
aber einen Zuwachs von 17,8 Millionen, und in 5 islamischen Mezzogiorno-Staaten des 
Mittelmeeres (Algerien, Tunesien, Ägypten, Marokko, und Libyen) einen Zuwachs von 71,5 
Millionen Menschen. Nicht die österreichische Ostgrenze, sondern die Straße von Gibraltar, 
sowie die italienischen und griechischen Inseln werden die dramatische Wohlstands-
Außengrenze der EU bilden. 
 
Auch das DIW sagte in seiner politischen Schlussfolgerung bekanntlich: 
 
Wenn man sie den Beitrittsländern Mittel- und Osteuropas über einen längeren Zeitraum 
vorenthalten oder ihre Gewährung an das Erreichen eines relativ hohen Einkommensniveaus 
koppeln würde, böte die EU diesen Ländern eine zweitklassige Mitgliedschaft an. Dies würde 







Migrationsneigung für die nächsten 5 Jahre lt. Dublin Foundation in % der 
erwachsenen Gesamtbevölkerung 
 
 Migrationsneigung für die nächsten 5 Jahre lt. 
Dublin Foundation in % der erwachsenen 
Gesamtbevölkerung 
 
Litauen 8,6 % 
Polen 7 % 
Estland 6,9 % 
Lettland 6,7 % 
Malta 5 % 
Zypern 3,5 % 
Slowakei 3,1 % 
Ungarn 2,2 % 
Slowenien 2,1 % 





Target Countries nach IOM 
 
To work = Saisoniers -> Werte 












Die polnische Migration 
 
Mit einem Migrationspotential von derzeit weiteren 2.7 Millionen Menschen kommt der 
künftigen Verteilung der polnischen Migration auf die Staaten Europas eine überragende 
Bedeutung zu. Was weiß die Sozialwissenschaft heute darüber? Das IOM sagte zum damals 
bestehenden – ultimativen – permanenten geschätzten Migrationspotential aus Polen von 




Die wichtigsten Zielländer der polnischen Migration waren um die Jahrtausendwende 
folgende Staaten. Österreich hielt damals einen Beliebtheits-Marktanteil von 4 % als 









Weiterhin dürften die in der IOM-Studie getroffenen Angaben über die Motive zur Migration in 
Polen ihre Gültigkeit haben – Unterschiede in den Einkommens- und Lebensbedingungen 
von Polen zum Ausland in einem Staat, der von 1950 bis 2000 nicht weniger als 3.59 % 
seiner Bevölkerung netto durch Migration verloren hat. Bei fortdauernder politischer Krise 







Economist Länderdaten und Prognosen Polen 
 
 
Key indicators 2006 2007 2008 2009 2010 2011
Real GDP growth (%) 5.8 5.2 4.4 4.0 3.9 3.9
Consumer price inflation (av; 
%) 
1.0 2.1 2.8 2.6 2.5 2.4
General government budget 
balance (ESA, % of GDP) 
-2.0 -1.6 -1.3 -1.1 -1.0 -1.0
Current-account balance (% of 
GDP) 
-2.1 -2.5 -3.0 -3.6 -3.7 -3.6
Short-term lending rate (av; 
%) 
5.5 6.0 6.5 6.4 6.3 6.2
Exchange rate Zl:US$ (av) 3.10 2.85 2.89 3.04 3.08 3.10









 Der "Marktanteil" des 
österreichischen 
Arbeitsmarktes für die 




Der "Marktanteil" des 
österreichischen 
Arbeitsmarktes für die 





Der "Marktanteil" des 
österreichischen 
Arbeitsmarktes für die 
Migranten in den Migrations-
Entsenderstaaten nach 
Goedings 1997 
Estland ? ? ? 
Lettland ? ? ? 
Litauen ? ? ? 
Malta ? ? ? 
Polen 7,5 % 3 % 4 % 
Slowakei 16,22 % 1 % 12 % 
Slowenien ? ? ? 
Tschechien 16,22 % 6 % 12 % 
Ungarn 26,09 % 6 % 11,5 % 








Im Rahmen dieser DIW-Forschungsarbeiten wurde versucht, die Schätzung der potentiellen Ost-West- 
Wanderung auf eine breitere empirische Basis zu stellen. Die Projektionen des Migrationspotentials stützen sich 
auf eine ökonometrische Analyse der Zuwanderung nach Deutschland aus achtzehn Herkunftsländern über den 
Zeitraum von 1967 bis 1998. Dieser umfangreiche Querschnitts- und Zeitreihendatensatz ermöglicht eine 
dynamische Analyse der Migration im Rahmen eines Fehlerkorrekturmodells. Geschätzt werden das langfristige 
Migrationspotential im Hinblick auf Unterschiede in den Einkommen und auf die Beschäftigung in den Ziel- und 
Herkunftsländern und die Geschwindigkeit der Anpassung des Migrationsbestandes an sein langfristiges 
Gleichgewicht.  
 
Bei der Analyse der Anpassungsprozesse werden die Erfahrungen aus den früheren Wanderungsbewegungen 
zugrunde gelegt. Danach zeigt sich, dass sich der Bestand an ausländischen Einwohnern und Arbeitskräften in 
den Einwanderungsländern auch bei hohen Einkommensunterschieden zu den Herkunftsländern nur langsam an 
sein langfristiges Niveau anpasst. Wichtige Gründe dafür sind die beschränkten Absorptionsmöglichkeiten in den 
Zielländern und die nicht unerheblichen Fixkosten, die mit einem Wechsel von Arbeitsplatz und Wohnort ins 
Ausland verbunden sind.  
Grenzen der Untersuchung 
 
Die Erfahrungen aus den bisherigen Wanderungen sind nur bedingt auf die Zuwanderungen nach der 
Osterweiterung übertragbar. Folgende Probleme sind zu nennen:  
 
• Ein erheblicher Teil der Einwanderung nach Deutschland entfiel, anders als im Fall der künftigen Ost-West-
Wanderungen, auf eine Periode besonderer wirtschaftlicher Prosperität mit hohen Wachstumsraten des 
Sozialprodukts und vor allem mit Vollbeschäftigung.  
• Die aktuellen Einkommensunterschiede zwischen Deutschland und den Beitrittskandidaten sind erheblich 
höher als im Durchschnitt der Untersuchungsstichprobe, auf die die DIW-Schätzung gestützt wird.  
• Die räumliche Entfernung zwischen Deutschland und den Beitrittskandidaten ist deutlich geringer als im Fall 
von Ländern mit vergleichbaren Pro-Kopf- Einkommen in der DIW-Stichprobe.  
• Aufgrund der geringen Distanz werden Pendler und temporäre Migranten einen höheren Anteil an der 
Arbeitsmigration haben als in früheren Wanderungsbewegungen. Diese Phänomene lassen sich aber 
aufgrund des geringen Volumens von Pendlern und temporären Migranten in der Vergangenheit nicht 
quantifizieren.  
• Die künftige Entwicklung der erklärenden Variablen (Pro-Kopf-Einkommen, Arbeitslosigkeit) ist, insbesondere 
in den Assoziationsländern, ungewiss.  
 
Die hier vorgelegten Projektionen können deshalb nur Größenordnungen abstecken und sind nicht als exakte 




Als theoretischer Rahmen für die Schätzungen dient im neueren DIW-Modell der Einwanderung, das explizit die 
Bildung von Erwartungen über die künftigen Einkommen und Beschäftigungschancen in den Ziel- und 
Herkunftsländern berücksichtigt. Die Migration wird in diesem Modell durch drei Gruppen von Variablen erklärt:  
 
• die Differenz der Löhne zwischen dem Ziel- und dem Herkunftsland (BIP pro Kopf zu Kaufkraftparitäten),  
• die Beschäftigungsquoten (1 minus Arbeitslosenquote) im Ziel- und Herkunftsland als Indikatoren für die 
Wahrscheinlichkeit, ein Arbeitseinkommen in den jeweiligen Ländern zu erzielen,  
• institutionelle Variablen, die den Grad der Freizügigkeit charakterisieren.  
 
Für die unterschiedlichen Wanderungsbedingungen wurden zwei institutionelle Variablen verwendet: Die erste 
bezieht sich auf Länder und Zeitphasen, für die Freizügigkeit in der EU gilt, die zweite auf Länder und Zeitphasen, 
in denen Gastarbeiterabkommen in Kraft waren. Schließlich enthält die Schätzgleichung noch eine Dummy-
Variable (i.e. der Form 1 = ja, 0 = nein; z.B. Dummy Ungarn: PL 0, EE 0, HUNG 1, SLO 0, SK 0 usw.) für jedes 
Herkunftsland. Sie erfasst fixe Effekte, die wie Sprache, Kultur und geographische Lage einen über die Zeit 
hinreichend konstanten Einfluss auf die Erträge und Kosten der Wanderung aus dem jeweiligen Herkunftsland 
ausüben. Um die Untersuchungsergebnisse für eine Schätzung des Migrationspotentials aus den mittel- und 
osteuropäischen Ländern nutzen zu können, hat das DIW diese fixen Effekte in einer zweiten Schätzung erklärt.  
Die Schätzergebnisse zeigen, dass Niveau und Veränderung der Einkommensunterschiede sowie der 
Beschäftigungsquote in Deutschland einen signifikant positiven und die Beschäftigungsquote im 
Herkunftsland einen signifikant negativen Einfluss auf die Zuwanderung nach Deutschland haben. 
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Darüber hinaus zeigt sich, dass die Gastarbeiteranwerbung und, in geringerem Umfang, die Freizügigkeit 
in der EU einen positiven Einfluss auf die Migration haben. 
 
 
Hochrechnung der Ergebnisse auf die EU-15 
 
Die Zahlen zur ausländischen Wohnbevölkerung und zur Zuwanderung sind von den meisten großen 
Einwanderungsländern der EU nicht oder nicht vollständig dokumentiert worden. Eine Analyse, die mit mit der 
DIW-Untersuchung der Einwanderung nach Deutschland vergleichbar ist und mehrere Jahrzehnte umfasst, kann 
für die anderen EU-Mitglieder deshalb nicht durchgeführt werden2. Um dennoch einen Anhaltspunkt für die 
künftige Entwicklung zu erhalten, wurden die Projektionen für Deutschland auf Grundlage der bisherigen 
Verteilung der Einwanderung aus den Assoziationsländern auf die einzelnen EU-Mitglieder extrapoliert 
(vgl. die folgende Tabelle). Die Länderverteilung der Einwanderung aus den einzelnen Herkunftsländern über 
die EU war in der Vergangenheit weitgehend konstant. Dies kann auf Netzwerkeffekte der Migration 
zurückgeführt werden, die auch für die Einwanderung aus Mittel- und Osteuropa gelten dürften.  
 
Tabelle: Zuwachs der Bevölkerung aus 10 MOEL-BK in den Staaten der EU bis 2015 
 
 
 2002 2005 2010 2015 
  
Belgien 4241 3140 1855 1043 
Dänemark 3489 2583 1526 858 
Deutschland 218430 161720 95560 53721 
Finnland 4718 3493 2064 1160 
Frankreich 8661 6412 3789 2130 
Griechenland 7925 5867 3467 1949 
GB 15353 11367 6717 3776 
Irland 79 58 34 19 
Italien 13577 10052 5940 3339 
Luxemburg 276 204 121 68 
Niederlande 3782 2800 1654 930 
Österreich 40547 30020 17739 9972 
Portugal 307 228 135 76 
Schweden 10310 7634 4511 2536 
Spanien 4149 3072 1815 1020 
Gesamt 335844 248650 146927 82597 
 
Quelle: eigene Zusammenstellungen aus Brückner et al., 2000 
 
Rund zwei Drittel der ausländischen Wohnbevölkerung aus den MOE-10 in der EU entfielen 1998 auf 
Deutschland. Unter der Annahme, dass dieser Anteil konstant bleibt, würde sich bei einer Einführung der 
Freizügigkeit im Jahre 2002 eine anfängliche Zuwanderung von rund 335 000 Personen in die EU-15 ergeben, 
die bis zum Ende der Dekade auf rund 150 000 Personen sinken würde. Der Bestand an ausländischen 
Einwohnern aus den zehn mittel- und osteuropäischen Assoziationsländern würde von 865 000 Personen 1998 
auf 2,9 Millionen im Jahr 2010, 3,7 Millionen im Jahr 2020 und knapp 3,9 Millionen im Jahr 2030 steigen. Dies 
entspricht einem Anteil der ausländischen Einwohner aus den zehn mittel- und osteuropäischen Ländern an der 
Bevölkerung der gegenwärtigen EU-Mitglieder von 0,2 % 1998 und von 1,1 % 2030, bzw. einem Anstieg von 0,8 
% auf rund 4 % der Bevölkerung aus den zehn mittel- und osteuropäischen Ländern in der gleichen Periode. 
Deutschland und Österreich sind mit Anteilen von 66 % und 11 % annahmegemäß die beiden am stärksten 
betroffenen Länder. Diese Tendenzen sind in der folgenden Tabelle abgebildet: 
 
 
                                            
2 Die Darstellung des DIW-Modells erfolgt weitgehend nach den vom DIW gemachten Angaben und 
erhebt keinerlei Anspruch auf Originalität 
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Die Einführung der Freizügigkeit für alle zehn Beitrittskandidaten wird nach den Ergebnissen der DIW-
Basisprojektion eine anfängliche Zunahme der ausländischen Bevölkerung aus den mittel- und osteuropäischen 
Beitrittsländern um knapp 220 000 Personen p. a. in Deutschland und um 335 000 Personen p. a. in allen 
Mitgliedstaaten der gegenwärtigen EU bewirken. Diese Zahl wird innerhalb einer Dekade auf weniger als die 
Hälfte des ursprünglichen Niveaus sinken. Rund 30 Jahre nach Einführung der Freizügigkeit wird ein 
Gleichgewicht, bei dem sich die Ein- und Rückwanderungen ausgleichen, mit 2,5 Millionen Einwohnern aus den 
Kandidatenländern in Deutschland und 3,9 Millionen Einwohnern in der gesamten EU erreicht. Dies entspricht 
einem Anteil von 3,5 % an der deutschen Bevölkerung und einem Anteil von 1,1 % an der Bevölkerung der 
gegenwärtigen EU-Mitglieder.  
 
Befürchtungen, dass die EU nach Einführung der Freizügigkeit mit Migranten 'überschwemmt' werden 
könnte, sind nach DIW unbegründet. Die Osterweiterung wird allerdings langfristig eine spürbare 
Zunahme der ausländischen Bevölkerung und der Arbeitnehmer aus den mittel- und osteuropäischen 
Ländern in Deutschland und der EU bewirken. Dies ist darauf zurückzuführen, dass bislang erst ein 
kleiner Teil der Bevölkerung aus diesen Ländern in die heutige EU ausgewandert ist und das 
Einkommensgefälle auch mittelfristig hoch bleiben wird. Die Zuwanderung wird sich jedoch über einen 
langen Zeitraum verteilen. Dabei werden die Migrationszahlen stark mit dem Konjunkturzyklus 
schwanken.  
 
Rund ein Drittel der ausländischen Bevölkerung aus den mittel- und osteuropäischen Ländern in der EU ist 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Von der Einwanderung von Arbeitskräften ist nach DIW nach den 
Theorien zur Faktormobilität ein Anstieg des Volkseinkommens zu erwarten. Allerdings sind die Gewinne und 
Verluste der Einwanderung nicht gleich über die Produktionsfaktoren verteilt. Während Kapitaleigner und 
qualifizierte Erwerbspersonen von der Zuwanderung profitieren, können für Arbeitnehmer, die wegen eines 
niedrigen Ausbildungsniveaus mit den Einwanderern konkurrieren, die relativen Löhne sinken und die 
Beschäftigungsrisiken steigen. Diese Effekte sind jedoch gering: Nach den vorliegenden empirischen 
Erkenntnissen über die Lohn- und Beschäftigungseffekte der Migration wird nach DIW eine Zuwanderung in der 
prognostizierten Größenordnung die Lohnzuwächse der weniger qualifizierten Beschäftigten in den betroffenen 
Sektoren nur geringfügig beeinträchtigen und ihre Beschäftigungsrisiken nur marginal erhöhen. 
 
Die Einführung von Obergrenzen für die Zuwanderung aus den Beitrittsländern Mittel- und Osteuropas 
lässt sich laut DIW vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse nur mit der unvermeidlichen Unsicherheit der 
Projektion begründen. Ein - nicht völlig auszuschließender - sprunghafter Anstieg der Migration deutlich über 
die geschätzten Größenordnungen hinaus könnte die Absorptionsfähigkeit der Arbeitsmärkte überlasten und 
damit die sozialen Kosten der Zuwanderung erhöhen. Dieses Problem kann nicht dadurch gelöst werden, für eine 
Übergangszeit die Zuwanderung vollständig zu unterbinden. Nach DIW-Schätzungen würde ein 
Hinausschieben der Einführung der Freizügigkeit, um beispielsweise zehn Jahre, das Wanderungspotential 
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für den hier betrachteten Gesamtzeitraum bis 2030 nur um wenige tausend Personen reduzieren. Dagegen 
können Quotenregelungen, die sich an der hier vorgestellten Basisprojektion orientieren könnten, die 
Einwanderung verstetigen und die Integration der Einwanderer in die Arbeitsmärkte erleichtern. Maximale 
Geltungsdauer und Höhe dieser Quoten müssten ex ante festgelegt werden, da nur ein begrenzter und 
verlässlicher Übergangszeitraum überstürzte Migrationsversuche verhindert. Es ist damit zu rechnen, dass mit 
der Zunahme an Einwanderern das Wanderungspotential in den Herkunftsländern sinkt. Wenn die Quoten nicht 
mehr ausgeschöpft werden, könnten sie bereits vor Ablauf der Übergangsfrist aufgehoben werden.  
Dieses Vorgehen ermöglicht die geregelte Einführung der Freizügigkeit, die eine der Grundfreiheiten ist, die den 
Binnenmarkt der Europäischen Gemeinschaft charakterisieren.  
 
Wenn man sie den Beitrittsländern Mittel- und Osteuropas über einen längeren Zeitraum vorenthalten 
oder ihre Gewährung an das Erreichen eines relativ hohen Einkommensniveaus koppeln würde, böte die 
EU diesen Ländern eine zweitklassige Mitgliedschaft an. Dies würde dem zentralen Grundsatz der 




Zu erwartende Migration aus CZ, PL, SLK, H – die Ergebnisse der „Dublin Foundation“ 
umgelegt auf die Beliebtheit Östereichs als Ziellland der osteuropäischen Migration 
nach Fassmann/Hintermann [die damalige Studie reflektierte noch hohen „Marktwert“ 





Österreich aus  
% der Bev erwartet, in 
den nächsten 5 Jahren 














ial für Ö aus 
Tschechien 1,5 10,2 153,000 16,220 24,817
Slowenien 2,1 2,0 42,000  
Ungarn 2,2 10,2 224,400 26,090 58,546
Slowakei 3,1 5,4 167,400 16,220 27,152
Zypern 3,5 0,8 28,000   
Malta 5,0 0,4 20,000   
Lettland 6,8 2,3 156,400   
Estland 6,9 1,3 89,700   
Polen 7,0 38,6 2702,000 7,500 202,650
Litauen 8,6 3,5 301,000   




% der Bev erwartet, in 
den nächsten 5 Jahren 

















Tschechien 1,5 10,2 153,000 13,510 20,670
Slowenien 2,1 2,0 42,000  
Ungarn 2,2 10,2 224,400 43,480 97,569
Slowakei 3,1 5,4 167,400 13,510 22,616
Zypern 3,5 0,8 28,000  
Malta 5,0 0,4 20,000  
Lettland 6,8 2,3 156,400  
Estland 6,9 1,3 89,700  
Polen 7,0 38,6 2702,000 37,500 1013,250
Litauen 8,6 3,5 301,000  
Gesamt     1154,105
Nach GB aus % der Bev erwartet, in 
den nächsten 5 Jahren 














ial in GB aus 
Tschechien 1,5 10,2 153,000 13,510 20,670
Slowenien 2,1 2,0 42,000  
Ungarn 2,2 10,2 224,400 8,700 19,523
Slowakei 3,1 5,4 167,400 13,510 22,616
Zypern 3,5 0,8 28,000  
Malta 5,0 0,4 20,000  
Lettland 6,8 2,3 156,400  
Estland 6,9 1,3 89,700  
Polen 7,0 38,6 2702,000 17,500 472,850
Litauen 8,6 3,5 301,000  




% der Bev erwartet, in 
den nächsten 5 Jahren 














ial in F aus 
Tschechien 1,5 10,2 153,000 16,220 24,817
Slowenien 2,1 2,0 42,000  
Ungarn 2,2 10,2 224,400 8,700 19,523
Slowakei 3,1 5,4 167,400 16,220 27,152
Zypern 3,5 0,8 28,000  
Malta 5,0 0,4 20,000  
Lettland 6,8 2,3 156,400  
Estland 6,9 1,3 89,700  
Polen 7,0 38,6 2702,000 12,500 337,750
Litauen 8,6 3,5 301,000  




% der Bev erwartet, in 
den nächsten 5 Jahren 


















Tschechien 1,5 10,2 153,000 27,030 41,356
Slowenien 2,1 2,0 42,000  
Ungarn 2,2 10,2 224,400 8,700 19,523
Slowakei 3,1 5,4 167,400 27,030 45,248
Zypern 3,5 0,8 28,000  
Malta 5,0 0,4 20,000  
Lettland 6,8 2,3 156,400  
Estland 6,9 1,3 89,700  
Polen 7,0 38,6 2702,000 12,500 337,750
Litauen 8,6 3,5 301,000  
Gesamt ? 74,7 3883,900 ? 443,877
In die andere 
EU aus 
% der Bev erwartet, in 
den nächsten 5 Jahren 






tial, Gesamt in 
Personen 
Prozentsatz der 
MigrantInnen, die in 





ial in der 
anderen EU aus 
Tschechien 1,5 10,2 153,000 13,510 20,670
Slowenien 2,1 2,0 42,000  
Ungarn 2,2 10,2 224,400 4,350 9,761
Slowakei 3,1 5,4 167,400 13,510 22,616
Zypern 3,5 0,8 28,000  
Malta 5,0 0,4 20,000  
Lettland 6,8 2,3 156,400  
Estland 6,9 1,3 89,700  
Polen 7,0 38,6 2702,000 12,500 337,750
Litauen 8,6 3,5 301,000  









 % der Bev 
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ntial Ö, in 1000 
Menschen, 
IOM + Dublin 
Foundation 
Migrationspot





Tschechien 1,5 10,2 0,153 6,0  12,0 9,180 18,360 
Slowenien 2,1 2,0 0,042     
Ungarn 2,2 10,2 0,224 6,0 11,5 13,464 25,806 
Slowakei 3,1 5,4 0,167 1,0 12,0 1,674 20,088 
Zypern 3,5 0,8 0,028     
Malta 5,0 0,4 0,020     
Lettland 6,8 2,3 0,156     
Estland 6,9 1,3 0,090     
Polen 7,0 38,6 2,702 3,0 4,0 81,060 108,080 
Litauen 8,6 3,5 0,301     































  1994 permanent: WE 4 Millionen MIT Cambridge publiziert   ökonometrisch 
   in 1 ½ Dekaden ab 1994 
   Da Österreich laut IOM 
   2,61% der MOEL-Permanent- 
   Migration Zielgebiet ist -> 
Standardwert: permanenter Migrationsstrom nach Ö in 10 Jahren ohne Übergangsfrist: 
   69600 Personen 
 




  1997 Arbeitskräftezustrom EU DIW  publiziert   ökonometrisch 
   aus PL, H, SK, SLO, CZ 
   340.000 bis 680.000 Personen 
   p.a. 
   Da Österreich laut IOM 
   2,61% der MOEL-Permanent- 
   Migration Zielgebiet ist -> 
Standardwert: permanenter Migrationsstrom nach Ö in 10 Jahren ohne Übergangsfrist: 
   88.740 bis 177.480 Personen 
 





  1997 permanentes Migrations- Österr. Akade- publiziert  Umfrage GALLUP 
   potential:in 9 EU-Staaten      pro MOEL  
   512.292 Personen      ca. n = 1000, dh. 
           error prob = 2-3% 
Standardwert: permanenter Migrationsstrom nach Ö ohne Übergangsfrist: 
   132.409 Personen 
 




  1998 Migrationspotential MOEL  ubliziert  ökonometrisch 
   Westeuropa 2,5 Millionen  
 
Standardwert: permanenter Migrationsstrom nach Ö ohne Übergangsfrist  
   bei sofortiger Erweiterung ohne Übergangsfristen ab 1996, 
   300.000 Zuwanderer + Pendler 
   bei Beitritt 2005-2010  
   ohne Übergangsfristen 200.000 bis 250.000 




  1998 permanent: EU aus nur  IOM   publiziert Umfrage, siehe 
   3 MOEL bereits1.400.657     Faßmann et al. 
   Personen 
Standardwert: permanenter Migrationsstrom nach Ö ohne Übergangsfrist: 
   aus 7 MOEL (SLO, BG, SK, H, CZ, RO, PL) 
   140.404 Personen 
   hinzu 1.121.060 Saisonarbeiter und Pendler (short-term migration) 





DIW3  1999 permanent: A 20668 p.a. EK/AK Wien Website des DIW  ökonometrisch 
Standardwert: permanenter Migrationsstrom nach Ö in 12 Jahren ohne Übergangsfrist: 
   248 013 Personen aus 12 MOEL BK in 12 Jahren (1998-2010) 
 




Salt  1999 permanent: WE 55.369 bis  MRU, London publiziert   Hochrechnung 
der 
   278.146        westeurop. 
           Normalmigration 
   Da Österreich laut IOM 
   2,61% der MOEL-Permanent- 
   Migration Zielgebiet ist -> 
Standardwert: permanenter Migrationsstrom nach Ö in 10 Jahren ohne Übergangsfrist: 
   1.445 bis 7.268 Personen 
 
weitere Anmerkungen: Studie optiert trotzdem für maßvolle Übergangsfristen 
 
Bauer/Zimmermann 
  1999 permanent: WE 2-3% der  Ministerium für nicht publiziert Hochrechnung 
der 
   Wohnbevölkerung der MOEL  Erziehung und   Süderweiterung 
       Beschäftigung   auf die Osterweit- 
       London    erung mit 
Nutzung 
           ökonometrischer 
           Parameter 
   Da Österreich laut IOM 
   2,61% der MOEL-Permanent- 
   Migration Zielgebiet ist -> 
Standardwert: permanenter Migrationsstrom nach Ö in 10 Jahren ohne Übergangsfrist: 
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